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Geßler verteidigt die Reichswehr
Deutſcher Reichstag

Berlin, 28. März. Vizepräſident Dr. Rießer eröffnet die
Sitzung um 1 Uhr. Ein Haftbefehl gegen den Abgeordneten
Tabor (Soz.) zur Erzwingung des Offenbarungseides wird
dem Geſchäftsordnungsausſchuß überwieſen. Das Haus tritt
dann in die 2. Leſung des

Haushalts des Reichswehrminiſteriums
ein.

Abg. Stücklen (Soz.) gibt einen Ueberblick über die Ausſchuß-
verhandlungen. Die Reichswehr allein erfordere in dieſem Jahre
einen Zuſchuß von 475 Millionen, das ſind 7 Millionen
mehr als im Vorjahre. Die Marine erfordert 223 Millio-
nen. Die Ausgaben der Reichswehr ſind ſehr hoch. Der
Miniſter erklärte, er brauche keinen Staatsſekretär. Seine Ver-
treter ſeien der Chef der Heeresleitung und der Chef der Marine
leitung. Die politiſche Verantwortung könne ihm niemand ab-
nehmen. Die Mehrheit des Ausſchuſſes erklärte ſich damit ein-
verſtanden. Sowohl die Heeresleitung als auch die Mehrheit des
Ausſchuſſes erklärten, daß die Republik ſich auf die Reichswehr
verlaſſen könne, und daß das Mißtrauen künſtlich geſchürt werde.
Wir haben heute 127 Garniſonen neben 8 Truppen-Uebungs-
plätzen für ein Heer von nur 100 000 Mann. Man iſt aber auf
eine Zuſammenziehung der Truppenkörper bedacht.

Der Chef der Heeresleitung gab zu, daß die Offiziere nicht
etwa überzeugte Republikaner ſeien, aber man könne ſich darauf
verlaſſen, daß ſie dem Staate gegenüber ihre Pflicht tun würden.

Abg. Schöpflin (Soz.) hält den Heeresetat für zu koſt
ſfpielig. Man könne ohne jede Mühe 50 bis 60 Millionen
ſtreichen, ſtatt deſſen habe man Abſtriche bei den ſozialen Aus-
gaben gemacht und unter anderem 5 Millionen für Kinderſpeiſung
geſtrichen. Die Militärs hätten ja immer ein einnehmendes
Weſen gehabt. Pflicht des Parlaments aber ſei es, die Mehr
ausgaben in Einklang zu bringen mit den Anforderungen für
kulturelle Zwecke. Die Sozialdemokratie müſſe in der ganzen
Welt ihre Stimme erheben und die allgemeine Abrüſtung fordern.
Die Art, wie die Liga für Menſchenrechte gegen die Reichswehr
arbeite, ſchade den idealen Beſtrebungen dieſer Vereinigung und
ſchädige auch manchmal das deutſche Anſehen. Es gehe anderer-
ſeits nicht an, daß die Reichswehr der deutſchen Republik ein
Offizierskorps habe, deſſen Mitglieder zum größten Teil
Freunde der Monarchie ſeien. Der frühere Chef der Heeres-
leitung habe es ja ſogar fertiggebracht, den Sohn des ehemaligen
Kronprinzen in die Reichswehr hineinzubringen. Es ſei höchſte
Pflicht, den Vorgängen in der Reichswehr größte Wachſamkeit
entgegenzubringen. Die bisherige Methode der Nachſicht ſei
falſch. Die völlige Löſung der Reichswehr von rechtsradi-
kalen Verbänden müſſe durchgeführt werden. Mit dem
General Hehye ſei die Sozialdemokratie der Meinung, daß die
Reichswehr, wenn überhaupt, nur mit dem Volke Verteidigungs-
maßnahmen ergreifen könne. Der Redner beſpricht dann den
Rekrutene und Offizierserſatz. Die Offiziere dürften nicht aus
Traditionsfamilien genommen werden. Die Sozialdemokratie
führe nicht einen Kampf gegen die Reichswehr, ſondern um die
Reichswehr. Sie kann dem Miniſter nicht das nötige Vertrauen
entgegenbringen und hat deshalb ein Mißtrauensvotum gegen
ihn eingebracht.

Abg. Graf von der Schulenburg (Deutſchnatl.) erklärt, im
Wehretat ſei nur das angefordert worden, was für die Landes-
verteidigung dringend geboten ſei. Ganz Frankreich ſtellt
ſich in den Dienſt der Landesverteidigung und billigt die Errich
tung von Befeſtigungswerken von Dünkirchen bis nach Mül-
hauſen. Nur wir ſind das in Ketten gelegte Volk zweiter Klaſſe,
das über die Art und das Maß ſeiner Rüſtung nicht ſelbſt be
ſtimmen darf. Jn ſeiner Ohnmacht hat es auf die Geſtaltung
der außenpolitiſchen Entwicklung keinen beſtimmenden Einfluß.
Durch die Macht der Verhältniſſe können wir gegen unſeren
Willen zum Einſatz der Reichswehr gezwungen ſein, aber gerade
weil dem ſo iſt, haben wir alle Veranlaſſung, wenigſtens unſer
100 000-MannHeer auf die höchſte Stufe der Leiſtungskraft zu
bringen. Mißhandlungen und vorſchriftswidrige Behandlungen
dürften nicht vorkommen. Wir begrüßen die für Verbeſſerung
der Unterkunft angeforderten Mittel, ſie ſind aber nur der erſte
Anfang des unbedingt Notwendigen. Ein ſehr ernſtes Kapitel
iſt die Verſorgung der ausgedienten Soldaten. 20 000 Anwärter
warten auf Anſtellung und 6000 kommen jährlich allein von der
Reichswehr hinzu. Demgegenüber ſind die Einſtellungen von
etwa 4000 völlig unzureichend. Der Redner gedenkt dann des
Generals von Seeckt, der den größten innen- und außen-
politiſchen Schwierigkeiten zum Trotz die Reichswehr geführt
habe. Die Anwürfe gegen die Reichswehr fallen in ein Nichts
zuſammen gegen die Tatſache, daß die Reichswehr in kritiſchen
Zeitpunkten der feſte Hort von Autorität und Ordnung geweſen
iſt. Auch ein Hohenzollernprinz hat damals das „Vorwärts“
Haus gegen die Spartakiſten geſchützt. Die Hoheitszeichen des
neuen Staates und ſeine Farben ſollen von der Wehrmacht ge-
achtet werden. Von einer politiſchen Betätigung der Wehrmacht
iſt uns nichts bekannt. Wir lehnen uns dagegen auf, daß der
politiſche Kampf in das Heer hineingetragen wird. Durch eine
parlamentariſche Beſchwerdeſtelle wird die unentbehrliche Diſzi-
plin gelockert. Wir wiſſen, daß die Reichswehr von Vaterlands-
liebe und hohem Pflichtgefühl beſeelt iſt und die Erfüllung ihrer
Pflicht gegenüber dem neuen Staate nicht verſagen wird.

Abg. Erſing (Ztr.!: Die Reichswehr iſt ein Inſtrument der
durch Parlament und Regierung gebilligten Politik. Er freue
ſich, feſtſtellen zu können, daß General Heye dieſe Auffaſſung klar
und unzweideutig ausgeſprochen hat. Das offene Bekenntnis des
Generals Heye, daß die Offiziere der Reichswehr der deutſchen
Republik dienen wollen, hat im Lande gute Aufnahme gefunden.
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Die Reichswehr iſt die Wehrmacht der deutſchen Republik, der
ſie zu dienen und deren Hoheitszeichen ſie volle Achtung ent
gegenzubringen hat. Wer das nicht einſehe, ſcheide aus der
Reichswehr aus. Aber auch die Behauptung gewiſſer Kreiſe, daß
eine Zuſtimmung zum Wehretat mit einem Bekenntnis zu
kriegeriſcher Politik gleichzuachten ſei, weiſen wir entſchieden
zurück. Wir zollen der Art, wie die Reichswehr im Dienſte ihre
Aufgaben erfüllt, Achtung und Anerkennung und wünſchen, daß
zwiſchen Volk und Wehrmacht ein Vertrauensverhältnis ge-
ſchaffen wird, damit die Reichswehr ihren Aufgaben gerecht werden
kann. (Beifall im Zentrum.)

Jnzwiſchen iſt auch ein kommuniſtiſcher Mißtrauensantrag
gegen Reichswehrminiſter Dr. Geßler eingegangen. Die Be
ratung wird unterbrochen. Das Haus nimmt die Abſtimmungen
zum Haushalt der beſetzten Gebiete vor. Der Haushalt wird
unter Ablehnung zahlreicher kommuniſtiſcher Aenderungsanträge
nach den Ausſchußbeſchlüſſen angenommen. Jn 2. und 3. Leſung
wird auch das Beſatzungsleiſtungegeſetz angenommen. Damit iſt
die zweite Leſung des Haushalts der beſetzten Gebiete erledigt.

Reichswehrminiſter Dr. Geßler
ſetzt die Ausſprache zum Wehretat fort. Er ſtellt mit Genug-
tuung feſt, daß es möglich geweſen, hier im Hauſe eine grund-
ſätzliche Debatte über die Reichswehr von rein ſachlichen Ge-
ſichtspunkten aus zu führen. Die Kritik habe beſonders Gewicht
gelegt auf die Belaſtung des Etats und der deutſchen Volkswirt-
ſchaft durch die Ausgaben, die wir für unſere Wehrmacht machen.
Leider hätten ſich die Hoffnungen, daß nach den Erfahrungen des
Weltkrieges eine Abrüſtung durchgeführt werden würde, nicht
erfüllt. Die engliſchen Militärlaſten ſeien ſeit 1913 um unge-
fähr 700 Millionen geſtiegen. Der „Economiſt“ berechne, daß
England und Frankreich je 326 pro Mille ihrer Nationaleinkom-
men für ihre Sicherheit als Verſicherungsprämie ausgeben.
Jtalien 4 Proz., Deutſchland nur 12 Proz. (Hört, Hört, rechts.)
Während England für jeden ſeiner Berufsſoldaten 4800 Mark
ausgebe im Jahre, ſei der Betrag für Deutſchland nur 4000
Mark. Die deutſche Regierung verfolge mit Ernſt alle Ab-
rüſtungsbeſtrebungen, ſie beteilige ſich aktiv an den Genfer Ver-
handlungen und erſtrebe nicht eine deutſche Abrüſtung, ſondern
glaube, daß angeſichts der techniſchen Entwicklung die Völker
Europas dieſe Laſt nicht weiter tragen könnten. Aus dieſen
Ziffern ergebe ſich, daß der Reichswehretat in keiner Weiſe über-
ſetzt iſt. Es habe ſich nicht abſtreiten laſſen, und es laſſe ſich
nicht abſtreichen. Wenn man an dem Grundſatz feſthalten wolle,
die Möglichkeiten des Vertrages von Verſailles auszuſchöpfen,
dann könne an dem Etat nichts weſentliches geſtrichen werden.
(Sehr richtig.) Auch deshalb, weil die Perſonalausgaben zum
größten Teil zwangsläufig ſind. Sparen laſſe ſich nur an einer
verhältnismäßig geringen Summe, die in jedem Jahre bewilligt
wird, u. a. an den Uebungen. Man bewege ſich noch viel zu
ſehr im Gedanken der Allgemeinen Wehrpflicht. Es ſei ein
Jrrtum, anzunehmen, daß etwa ein Milizheer billiger kommen
würde. Rein finanziell geſehen ſei unſer Syſtem relativ das
billigſte. Es ſei jedoch ausgeſchloſſen, daß wir mit unſerem
Syſtem auf die Dauer auskommen können. Es
wieder gefordert werden, daß auch die anderen Völker nach dem
Shſtem abrüſten, das Deutſchland zwangsweiſe auferlegt iſt.
Entweder alle rüſteten ab, oder Deutſchland müſſe in die Lage
verſetzt werden, ſeinen Nachbarn gleich gerüſtet gegenüberzu-
treten. (Lebhafter Beifall bei der Mehrheit.) Es ſei ganz un-
möglich, Deutſchlands Heer auf dem Stand eines Jndianer-
ſtammes zu halten. Der Miniſter bezeichnet das Ende der inter-
alliierten Militärkontrollkommiſſion als einen großen Erfolg
unſerer Außenpolitik. Deutſchland habe dieſe Kontrollkommiſſion
in den langen Jahren als die tiefſte Demütigung empfunden,
die man einem tapferen Volke überhaupt zufügen konnte. Die
Ausübung dieſer Kontrolle ſei von politiſchen Erwägungen ge-
trieben geweſen

Man ſollte einmal die Berichte der Jnteralliierten Militär
kontrollkommiſſion veröffentlichen, damit wir zu unſerer Be
ſchämung ſehen können, wie die Arbeit dieſer Kommiſſion aus
allen Kreiſen unſeres Volkes unterſtützt worden iſt. (Lebh.
Hört, Hört. Pfuirufe!) Diejenigen, die mit dieſen Mitteln
dem Weltfrieden zu dienen glaubten, würden erſtaunt darüber
ſein, mit welcher Verachtung in dieſen Berichten von uns ge-
ſchrieben und geſprochen worden iſt.

Mit der Kommiſſinn iſt ein Inſtrument verſhwunden, an
dem ſich die deutſche Volksſeele mitvergiftet hat. Aus den Reden
von rechts und links ſei hervorgegangen, daß jeder es ablehne,
daß das Heer zu parteipolitiſchen Zwecken mißbraucht wird. Die
Wehrmacht müſſe ſich aus den Tageskämpfen fernhalten und
auch nur den Anſchein vermeiden, um Mißtrauen zu verhüten.
Theoretiſch ſeien die Reden der Abgeordneten Schulenburg und
Schöpflin in dieſem Punkte aufeinander eingeſtellt geweſen. Be-
ſtritten werde lediglich die Praxis, und man müſſe bei den An-
griffen auf die Reichswehr ſcharf unterſcheiden, zwiſchen den
jenigen, die überhaupt keine Wehrmacht wollen, und denjenigen,
die der Auffaſſung ſind, daß der moderne Staat eine Wehrmacht
brauche. Es müſſe alles getan werden, um aus den Schwierig-
keiten herauszukommen, Dieſe Schwierigkeiten lägen in der deut-
ſchen Vergangenheit und ſeien auch teilweiſe Urſache des ſozial-
demokratiſchen Mißtrauensantrages, den er, der Miniſter, durch-
aus nicht leicht nehme. Aus einer Denkſchrift über den kom-
muniſtiſchen Aufſtand in Hamburg im Oktober 1923 gehe hervor,
daß der Reichstagsabgeordnete Remmele vereidigten Kommuni-
ſten gedroht habe, wenn ſie kniffen, würden ſie der Feme ver-fallen (Große Unruhe.) Die grundſätzliche Entſcheidung über

den Ausbau der Reichswehr ſei 1919 in Weimar gefallen, wo
beſchloſſen worden ſei, die Reichswehr mit dem alten Offizier-
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müſſe immer

korps aufzubauen. Er habe niemals den Verſuch gemacht, an
irgendeine republikaniſche Jdeologie im Heere anzuknüpfen. Er
habe vielmehr an die Pflicht und Treue des Soldaten zu dem
geleiſteten Eid angeknüpft. Der Riß gehe durch die Reihen der
Sozialdemokraten, nicht durch das Heer. General Reinhard habe
mit ſeinem Brief zum Ausdruck bringen wollen, daß man bei
der Linken nicht den warmen Ton für die nationale Verteidigung
finde. Der Miniſter betont, daß man mit dem ſtändigen Her-
vorbringen von Mißtrauen keine Politik machen könne. Auf
dieſem Wege werden Sie, ſo ruft er den Sozialdemokraten zu,
das Heer nie gewinnen. Sie können das Heer zerſchlagen, aber
Sie werden es nie gewinnen, es will einmal auch gelobt werden.
Das Heer hat im Kapp-Putſch nicht verſagt, ein Führer hat ver
ſagt, das Heer hat vom Kapp-Putſch garnichts gewußt. Jch bin
der feſten Ueberzeugung, daß wir uns auf unſere Führer, denen
das Heer gehorcht, abſolut verlaſſen können. Der Miniſter
ſchließt ſich dem Lob für General von Seeckt an. Wenn das
Heer heute auf einem verhältnismäßig hohen Stand ſteht, ſo iſt
das ſein Verdienſt aber auch das Verdienſt von Tauſenden von
Offizieren und treuen Beamten. Das Heer verdient Jhr Ver
trauen. Der Miniſter nimmt für ſich das Verdienſt in Anſpruch,
einen geraden Kurs geſteuert zu haben. Der Miniſter beſpricht
dann die Erſatzfrage. Wir haben zweihundertfünfzigtauſend
Anmeldungen im Jahr und können nur 8000 Leute einſtellen.
Der Truppen kommandeur hat die Verantwortung für die Ein
nicht eingeſtellt werden. Für beſtimmte Teile des beſetzten Ge
ſtellung ſeiner Leute. Verfaſſungsfeindliche Elemente dürfen
nicht eingeſtellt werden. Für beſtimmte Teile des beſetzten Ge
bietes ſoll ein Prozentſatz der Stellen offen gehalten werden.
Der Miniſter verweiſt auf den ſchlechten Stand vieler Kaſernen,
und nennt das Verſorgungsweſen beſonders drückend. Die
Krankenkaſſen haben ſich geweigert, Militäranwärter anzunehmen.
Das ganze Volk muß auf ſein Berufsheer, die Tradition des
Volksheeres, im beſten Sinne des Wortes übertragen. Die
Reichswehr iſt ein gefeſtigter ſtaatstreuer Körper, der nichts tut,
als ſeine Pflicht. Der bisher gegangene Weg iſt der richtige.
Wir ſcheuen die Kritik nicht, aber wir wehren uns gegen die
maßloſen Uebertreibungen und verbitternden Verallgemeinerun
gen. Der Chef der Heeresleitung hat geſagt: Heer und Volk
ſollten glücklich ſein, daß letzten Endes beide aufeinander ange
wieſen ſeien. (Beifall.)

Abg. Brüninghaus (D. V. P.) bedauert die maßloſe Agitation
gegen die Reichswehr. Sie ſei von Herrn Loebe angefacht worden.
Da muß man daran erinnern, daß ohne den General Märker die
Regierung beim Kapp-Putſch gar nicht hätte nach Stuttgart
kommen können. Das zeigt doch nicht, daß die Reichswehr mit den
Kappiſten gegangen iſt. Die Kritik an den Koſten der Reichswehr
iſt ganz unberechtigt. Wenn man die Ausgaben verringern würde,
ſo müßte man die Zahl der Reichswehr vermindern. Das könnte
aber die ſchlimmſten Folgen haben. Unſer polniſcher Nachbar mit
einer Armee von 270000 Mann iſt nicht zu unterſchätzen. Feſt
geſtellt iſt jetzt, daß von einer Schwarzen Reichswehr überhaupt
nicht geredet werden kann. Das Gegenwärtige Vorgehen Frank
reichs iſt genau das Gegenteil von Abrüſtung. Die Frage Republik
oder Monarchie ſtehe überhaupt nicht zur Debatte. Der Redner
dankt dem Generaloberſten von Seeckt für ſeine großen Verdienſte.

Abg. Creuzburg (Komm.) beſpricht beſonders die Frage der
Schwarzen Reichswehr. Als der Redner erklärt, der eigenlliche
Verantwortliche für die Fememorde ſei der Miniſter, erhebt ſich
der Miniſter entrüſtet und ruft dem Redner zu: „Unerhört!“
Der Vizepräſident ruft den Redner zur Ordnung.

Abg. Freiherr von Richthofen (Dem.) erklärt, daß ſeine
Freunde ſtets dafür eingetreten ſeien, die Reſchswehr ſchlagfertig
zu erhalten. Wir verlangen, ſo betont er weiter, daß die Reichs
wehr im republikaniſchen und nationalen Geiſte erzogen wird und
militäriſch das denkbar beſte leiſte. Dieſes Ziel iſt bisher nicht
erreicht. Wir Nichtſoldaten glauben, daß die Reichswehr in ihrer
Zentralſtelle überorganiſiert iſt und daß ein Staatsſekretär
notwendig iſt. Es muß am Wehretat eine Reduktion vorge
nommen werden. An welchen Stellen das möglich iſt, muß das
Wehrminiſterium ſelbſt feſtſtellen. Darum beantragen wir eine
allgemeine Herabſetzung des ganzen Etats um zehn Prozent. Der
Redner kündigt an, daß die Demokraten nicht für die Mißtrauens
voten ſtimmen würden. Sie hätten ihre Stellung gelentlich der
Regierungserklärung klar zum Ausdruck gebracht.

Darauf werden die Verhandlungen abgebrochen und auf
Dienstag 1 Uhr vertagt. Vorher Notetat.

Schluß nach 8 Uhr.

Das deutſch franzöſiſche Handels-
proviſorium

Von unſerer Berliner Schriftleitung.)
Berlin, 28. März. Miniſterialdirektor Poſſe hat heute dem

Reichskabinett über den Gang der Pariſer Verhandlungen wegen
einer Vereinbarung des deutſch franzöſiſchen Handelsproviſoriums
Bericht erſtattet. Jm Kabinett ſind noch einige Aenderungs
wünſche geltend gemacht worden, denen beim endgültigen Ab
ſchluß Rechnung getragen werden dürfte. Es ſcheint gelungen
zu ſein, einen endgültigen Ausgleich zwiſchen den franzöſiſchen
und den deutſchen Forderungen herbeizuführen, wobei Deutſch
land in bezug auf die induſtrielle Einfuhr nach Frankreich
ſich mit einer Verteilung des Weinkontingents von zwei auf drei
Monate einverſtanden erklären wird, wodurch eine ſtarke Ver
ringerung der Kontingenthöhe eintritt. Von der Beſprechung
des deutſch franzöſiſchen Handelsproviſoriums, das wohl nunmehr
unter Dach und Fach kommt, ging das Kabinett zu einer Be
ratung über grundſätzliche Zollfragen über, dabei dürften auch
für einen endgültigen deutſch- franzöſiſchen Handelsvertrag be
ſtimmte Richtlinien ausgearbeitet ſein, die auch dem deutſchen
Weinbau die Exiſtenz gegenüber der franzöſiſchen Konkurreng
ſichern.



Der Streſemann- Prozeß in Plauen
Plauen, 28. März. Heute wurde der im November vertagte

Beleidigungsprozeß des Reichsaußenminiſters Dr. Streſe
mann gegen den Plauener Rechtsanwalt Dr. Müller wieder
aufgenommen. Das Intereſſe für den Prozeß iſt noch erheblich
gewachſen. Der Andrang von Publikum und Reichspreſſe iſt
außerordentlich ſtark. Viele Zuhörer konnten keinen Einlaß
inden. Dr. Streſemann, der als Nebenkläger zugelaſſen

iſt, wird durch Rechtsanwalt Dr. Kun z I, Berlin, und Juſtizrat
churicht, Plauen, vertreten. Jnsgeſamt ſind 22 Zeugen

eladen. Kommiſſariſch vernommen ſind Reichsbankpräſident

r. a und r r Dr. Streſemann.Als Sachverſtändiger iſt ein Polizeihauptmann aus Dresden ge
laden. Die n beginnt mit längeren Erörterungen
über die Frage, ob die Wiederholung der Beſchuldigungen gegen
Dr. Streſemann durch den Angeklagten in einer öffentlichen all
deutſchen Verſammlung, alſo die öffentliche Beleidigung, mit
zum Gegenſtand des Eröffnungsbeſchluſſes gemacht werden ſoll.
Der Klage liegen zwei von dem Beklagten Dr. Müller in Briefen
erhobene Beleidigungen zugrunde, wonach Streſemann zur
Durchführung ſeiner Sicherheitsangebotspolitik vor dem Volke
ſich der objektiven Unwahrheit, alſo der Lüge, bedient
habe. Jm zweiten Brief wird dieſer Vorwurf wiederholt und die
Beleidigung hinzugefügt, der Korruption Vorſchub ge
leiſtet zu haben. Strafantrag iſt nur wegen des letzten
Vorwurfes geſtellt worden. Die Verteidigung des Angeklagten
wendet ſich gegen die offizielle Einbeziehung des letzten Falles.
Rechtsanwalt Kunz erklärt, daß es der Reichsaußenminiſter in
ſeiner Eigenſchaft als Vertreter des Deutſchen Reiches ablehne,
Fragen der allgemeinen großen Auswärtigen Politik zum Gegen-
ſtand eingehender Verhandlungen zu machen. Das Gericht präzi-
ſiert nach kurzer Beratung ſeinen Standpunkt dahin, daß eine
Ergänzung des Eröffnungsbeſchluſſes nicht notwendig ſei. Die
Verhandlung wird ſich auch ſo auf dieſen Vorgang erſtrecken, da
das Gericht hierin eine fortgeſetzte Handlung erblickt. Es wird
dann der 44jährige Angeklagte Dr. Müller vernommen, der
bereits einmal wegen Beamtenbeleidigung im Jahre 1921 vor
beſtraft iſt. Der Angeklagte erklärt u. a., Litwin habe ſchon
im Jahre 1919 von Dr. Streſemann geäußert, er wolle keine
politiſche Rolle ſpielen mit ſeinem, Litwins Geld. Als der An-
geklagte erklärt, er wolle beweiſen, daß Dr. Streſemann immer
anders geredet, als gehandelt habe, daß er alſo immer eine Poli-
tik der Unwahrhaftigkeit getrieben habe, legt der erſte Staats-
anwalt Verwahrung dagegen ein, daß gegen Streſemann ſolche
Anwürfe gemacht würden.

Jm weiteren Verlauf des Prozeſſes beendete der Angeklagte
ſeine faſt dreiſtündigen Ausführungen. Die Auseinanderſetzungen
über die Auslegung der Behauptungen des Angeklagten geſtalte-
ten ſich ſehr erregt. Schließlich erklärte der Angeklagte, Dr.
Streſemann habe vielleicht Kore fahrläſſig gehandelt, aber
er habe damit auch die orruption gefördert. Von der
Staatsanwaltſchaft wird gegen den Vorwurf des Angeklagten
Einſpruch erhoben, daß die Berliner Staatsanwaltſchaft gegen
prominente Perſönlichkeiten überhaupt nicht einſchreite. er
Angeklagte erwiderte, das Urteil im Prozeß Kußmann--
Knoll zeige deutlich die Hemmungen, die ſich in der preußiſchen
Juſtiz bemerkbar machten. Jm weiteren Verlauf der Verhand-
lung kommt es zu erneuten politiſchen Auseinanderſetzungen. Der
Verteidiger erklärte, ſeine Partei habe den Vorwurf der Lüge
klären wollen, und in der Tatſache, daß kein Strafantrag
deshalb geſtellt worden ſei, ſehe er den Beweis für die Richtigkeit.

Jm weiteren Verlauf des Prozeſſes erklärte der Vorſitzende
zu der vom Staatsanwalt eingelegten Verwahrung gegen die vom
Angeklagten gegen Dr. Streſemann erhobenen Anwürfe, daß er
dem Angeklagten nicht verwehren könne, die Gründe für ſeine
Einſtellung hier darzulegen. Der Angeklagte erklärte darauf
weiter, allein die Verbindung eines prominenten Parlamentariers
mit dem Geſchäftsmann Litwin rechtfertige den Vor-
wurf der Korruption. Die Behauptung einer ſtrafbaren
Handlung habe er jedoch in ſeinen Briefen nicht aufgeſtellt. Den
Vorwurf der Korruption erhalte er nach wie vor
aufrecht. Aktenmäßig ſtehe feſte, daß 29 Waggons delaborierte
Granaten der Evaporator- Geſellſchaft an der ſiſchen Grenze
beſchlagnahmt worden ſeien. Während des Beſchlagnahmever-
fahrens habe Dr. Streſemann bei ſeinem Parteifreund, dem
Reichswirtſchaftsminiſter Dr. Scholz, interveniert. Dieſer habe
aber ein Eingreifen abgelehnt. Es ſei verſucht worden, gegen die
Ausfuhrkontrollvorſchriften deutſches Kriegsmaterial in ein zur
Kleinen Entente gehöriges Land ws h Dr. Streſemann
habe für ſeinen Freund und Geldgeber Litwin in ein ſchwebendes
Verfahren eingegriffen. Wenn eine durchgeführte Korruption
nicht nachgewieſen ſei, ſo liege das nur an der ſauberen Auf
faſſung des Miniſters Scholz.

Der Gießener Fememordprozeß
Gießen, 28. März. Jm Gießener Fememordprozeß ſagte

heute noch der Berliner Kriminalſekretär Stenzel aus, daß man
auf die Fährte Schwings durch anonyme Schreiben gekommen ſei.

Wiens Beethovenfeier
Wien, 26. März.

Ein Gewittertag war es, als, was an Beethoven ſterblich war,
zu Grabe geiragen worden iſt. Ein düſterer, grauer Himmel ſpann
ſich auch heute über der Donauſtadt, zu der Tauſende aus aller
Welt die Wallfahrt angetreten hatten, um am Grabe des großen
Tondichters und an den Stätten, an denen er im Leben gewei.t
hat, mit der öſterreichiſchen Bevölkerung Stunden der Erinnerung
zu feiern.

Bei der großen Mittagsfeier, mit der die Beethovenfeſtſich
keiten heute ihren Anfang nahmen, konnte der Bundeskanzler Dr.
Seipel verkünden, daß der Einladung der öſterreichiſchen Regierung
an die ganze Welt, den hundertſten Todestag Beerh vens in Wien
mit zu feiern, dreizehn Staaten und der Papſt durch Entſendung
eines eigenen Nuntius gefolgt ſind. Die Feſtfeier fand im gold-
ſtrotzenden Saale des Muſikvereins ſtatt, von deſſen Hintergrund
aus Blattgrün eine große weiße Büſte Beethovens leuchtete. Der
Saal war dicht gefüllt von einer (leider nur zum Teil feſtlich ge
kleideten) Menge eingeladener Ehrengäſte Wiens, des europäiſchen
Auslandes und aus Amerika.

Nach der mächtigen Kantate auf den Tod Kaiſer Joſefs II. für
Soli, Chor und Orcheſter, die Weingartner leitete, begann die lange
Reihe der Anſprachen. Zunächſt die öſterreichiſchen Redner, der
Feſtleiter Profeſſor Dr. Guido Adler, der Bundespräſident
Hainiſch, der Bundeskanzler Seipel, der Unterrichtsminiſter Schmitz
und der Bürgermeiſter der Stadt Wien, Seitz. Der Grundton
ihrer Reden war die weltumſpannende, Völker vereinigende Ge
walt des Lebenswerkes Beethovens.

Der Bürgermeiſter Wiens, Dr. Seitz, erweiterte dieſen Ge
dankenkreis, indem er verſuchte, wie einſt auch der junge Richard
Wagner es getan, Beethoven als Sänger der Freiheit, als Sänger
der Revolution zu zeichnen. Dann betrat Reichsinnenminiſter
von Keudell die Tribüne. Er hob hervor, was das ganze
deutſche Volk den Oeſterreichern und insbeſondere der Stadt Wien
an Kulturgütern danke. Von der Trauer um Beethoven kam er
auf die Trauer zu ſprechen, die noch heute unter den Kriegsnach-
wirkungen im ganzen deutſchen Volke herrſche. Beethoven ſei des
deutſchen Volkes Größter in dieſem Leid und eine Kraft, aus
tiefſtem Schmerz in ſchöpferiſchem Aufſchwung zu dem Dithyrambus
der Freude zu vollziehen, ſei dem deutſchen Volke Symbhol.

Dann kamen die Redner der dreizehn fremden Staaten zu
Worte. Der Geſandte Waſhburn für die Vereinigten Staaten,
Miniſter Vandervelde für Belgien, Miniſter Herriot für Frankreich,
Viscount Chiſton für Großbritannien, Miniſter Vaſch für Ungarn,

Das Wohnungsbauprogramm gefährdet
Starke Steigerung der Vauhkoſten

(Eigener Drahtbericht.)
Berlin, 33. März. Das Reichsarbeitsminiſterium hat es

für nötig gehalten, die Aufmerkſamkeit der Oeffentlichkeit auf
gewiſſe Erſcheinungen hinzuweiſen, die unter Umſtänden geeig
net ſind, das für 1927 vorgeſehene Programm für den Bau von
Wohnungen ernſtlich 97 gefährden. Shon die Entwick
lung des Geldmarktes, die nach den Verhandlungen der zu
ſtändigen Reichsminiſterien die Aufbringung der erforderlichen
Kapitalien zu ſichern ſchien, hat in letzter Zeit Anlaß zu Beſorg
niſſen r und beſonders auf dem Pfandbriefmarkt
ſind Stockungen eingetreten, die es unmöglich machen, daß die
Mittel für erſte Hypotheken rechtzeitig aufgebracht werden. Das
Reichsarbeitsminiſterium empfiehlt daher, weiteſtgehend alle Mög-
lichkeiten für Zwiſchenkredite auszunutzen. Die Entwicklung auf
dem Geldmarkt aber hat offenbar den Optimismus der Bau
intereſſenten ſelbſt nicht beeinträchtigen können, denn das Reichs
avbeitsminiſterium macht gleichzeitig auf höchſt uner
freuliche Erſcheinungen auf dem Bauſtoffmarkt
aufmerkſam, die gleichfalls geeignet ſind, das Bauprogramm über
den Haufen zu werfen. Es iſt eine alte Erſcheinung, daß in
jedem Frühjahr, wenn ſich der Baumarkt belebt, die Preiſe
für Bauſtoffe in die Höhe gehen. Was man aber
heute erlebt, geht doch ſehr über das Normale und bisher Ge
wohnte hinaus.

um dann allerdings Ende 1924 auf 184 zu ſteigen.

kam dann eine Periode der Bauſtockungen, die derr um Aus-hre 1926
auf 157 zurückging, um im Juni 1926 a 164 anzuſteigen. Ende

dem Ende der Jnflationszeit zu
ſchlagen, wenn die Entwicklung ſo weiter anhält. Bezeichnend
iſt auch die Entwicklung der Ziegelpreiſe. Jm Jahre 1914

zahlte man für 1000 Stück 18 bis 19 Mark.
zahlte man in Berlin für große Bauprojekte
von 85 Mark.

Dabei hat Berlin noch beſonders günſtige Transportwege, die
Waſſerſtraßentarife ſind verhältnismäßig niedrig. Jn anderen
Städten Deutſchlands aber betragen die erheblich mehr
o in Leipzig zurzeit 55 Mark, das ſind 290 Prozent der Vor

Jm März 1926
einen Mindeſtpreis

riegspreiſe. Man befürchtet aber, daß die Preiſe von WWoche weiter ſteigen. Aehnlich liegen die Verhältniſſe ren

Preiſen für Bauholz. Der Jndex hierfür betrug noch im
anuar 1926 138 Prozent, im Sommer fiel er auf 126, im

zember ſtieg er wieder auf 140 und heute hat er bereits diphantaſtiſche d von 160 bis 170 bei weiterſteigender eng

erreicht. Das Reichsarbeitsminiſterium hofft zwar, daß es ge
lingen wird, dieſer Bewegung Einhalt zu gebieten, beſonders
wenn die Vauvorhaben nicht auf das Frühjahr konzentriert
ſondern über das ganze ar verteilt werden. Auch ſchon vor dem
Kriege konnte man verſchiedene Bauperioden während eines ein
zigen Jahres beobachten, die in die Zeit von März bis April
AuguſtSeptember und vielerorts noch weiter in den November
77. Es iſt aber kaum anzunehmen, daß die Preiſe durch die

loße Auseinanderziehung des Bauprogramms herabgedrückt wer
den können. Dabei hat das Reichsarbeitsminiſterium die Er.
öffnung machen müſſen, daß an der Steigerung der Preiſe für
Bauholz auch der Fiskus ſelbſt nicht ganz unſchuldig iſt. Es hat

ſich deshalb bereits mit den Landesbehörden beſonders in Bayern
und in Preußen und mit den einzelnen Provinzialbehörden in
Verbindung geſetzt, und dieſe haben zugeſagt, auf die ſtaatlichen
Forſtverwaltungen, die offenbar mehr an das Geſchäft als an das
ſemeinwohl gedacht haben, entſprechend einzuwirken. Ob es
etwas nützt, wird die weitere Entwicklung zeigen. Verantwortlich
für die Höhe der Holzpreiſe auf dem Gebiete der freien Kon
kurrenz bleibt natürlich der Holzmarkt ſelbſt, und hier muß man
damit rechnen, daß die nunmehr eingetretene Holzvertruſtung
nicht gerade preisverbilligend wirkt. Das Reichsarbeite-
miniſterium hat es nicht an mahnenden Worten an die Bau-
induſtrie fehlen laſſen. Was die Baulöhne angeht, ſo glaubt man
wenigſtens bis zum 7. September, bis zu dem die bezirksweiſen
Abmachungen gehen, ſtabile Verhältniſſe garantieren zu können.
Wenigſtens von da ab aber wird auch in den Löhnen die Steige-
rung der Mieten zum Ausdruck kommen, um hier wiederum eine
Verteuerung der Baukoſten zu verurſachen, und ſo treibt ein Keil
den andern. Jedenfalls wird man gut tun, auf das für 1927
ren bene Bauprogramm keine allzu großen Hoffnungen zu
etzen.

’e“e’e

Die militäriſchen Sachverſtändigen ſtellten darauf feſt, daß
Schwing erblich belaſteter Pſchopath ſei. von Salomon habe unter
dem Einfluß Kerns geſtanden.

Nach Anhörung der Sachverſtändigen-Gutachten wurde im
Gießener Fememordprozeß der Zeuge SchmidtHalbſchuh ver
eidigt. Sodann wurden ſämtliche Zeugen entlaſſen. Bei Ver-
leſung der Beweisanträge wurde die Oeffentlichkeit vorübergehend
ausgeſchloſſen, mit Rückſicht auf den ſtaatsanwaltſchaftlichen An
trag auf Vorlegung des Beweismaterials in bezug auf den An
geklagten Heinz. Die Staatsanwaltſchaft, wie auch die Ver-
teidigung, zogen eine ganze Reihe von Beweisanträgen wieder zu
rück. Auf Wunſch der Verteidigung, die zur Vorbereitung der
Plädoyers eine eintägige Pauſe erbat, wurden die Verhandlungen
auf Mittwoch vormittag vertagt.

Dr. Köhler über das Steuer-
aus kommen

Berlin, 28. März. Jm Haushaltsausſchuß des Reichstageswies Reichsfinanzminiſter Dr. Köhler die Auffaſſung buria,
als habe er ſich in der Sitzung des Haushaltsausſchuſſes vom
25. März in Widerſpruch geſetzt zu ſeinen Erklärungen in der
Etatsrede am 16. Februar. Auch damals habe er ſchon ange
kündigt, daß in den Einnahmen für 1926 ein Ueberſchuß zu er
warten ſei. Es treffe ferner nicht zu, daß er damals eine Er
höhung der Etatseinſätze für 1927 niht für möglich gehalten
habe. Bei der Einziehung der Steuerrückſtände werde natürlich
auf die wirtſchaftlichen Verhältniſſe Rückſicht genommen werden.
Man müſſe darauf aufmerkſam machen, daß in der Schätzung
von 270 Millionen Steuermehreinkommen für 1927 auch die zur
Einziehung gelangenden Steuerrückſtände mit berückſichtigt ſeien.
Ganz ohne die Reſerve des Betriebsfonds könne man nicht aus
kommen. Er wolle dieſen Fond mit 190 Millionen zur Deckung
des Defizits für 1927 zur Verfügung ſtellen und ſich mit 60 Mil
lionen begnügen. Er hoffe auch auf eine weitere Ausnutzung
des Münzgewinnes auch in dieſem Jahre. Zu den Ausführun-
gen des demokratiſchen Abgeordneten Fiſcher erklärte der Mi

Pietro Mascagni für Jtalien, Jonkheer van Bereſthyn für die
Niederlande, Miniſter von Twarowſky für Polen, Geſandter Minoje
witſch für Serbien, Direktor Ottescu für Rumänien, der Ton-
dichter Doret für die Schweiz und der Miniſter Hodſcha für die
Tſchechoſlowakei. Alle dieſe fremden Redner prieſen die Einwirkung
der Beethovenſchen Muſik auf ihre Nationen und die Univerſalität
Beethovens in unerſchöpflichen Variationen. Die ſchönſten Worte
fand vielleicht der polniſche Miniſter Twarowſky, der in einem
formvollendeten deutſchen Gedicht mit den Worten ſchloß: „Das
Glück, das dir verweigert blieb, haſt du der ganzen Welt gereicht.“

Mascagni ſtellte Muſſolini in den Vordergrund, den er einen
Ausnahmemenſchen nannte, zu deſſen zahlreichen Vorzügen ſich der
einer herrlichen muſikaliſchen Bildung geſelle. Vandervelde und
Bereſtyn reklamierten Beethoven für ſich, der eine für Flamländer,
der andere, indem er Beethoven als Südniederländer feierte.
Vandervelde ſchloß mit dem ſchönen Satz:

„Flamländer war Beethoven. Wir haben ihn Deutſchland ge
geben, dem größeren Deutſchland, und Deutſchland hat ihn der
ganzen Menſchheit geſchenkt.“

Von den fremden Rednern ſprachen der Amerikaner, der
Niederländer, der Pole, der Ungar ihre Anſprachen deutſch, der
Engländer engliſch und Mascagni italieniſch. Alle anderen, ſelbſt
der Schweizer und ſogar der tſchechiſche Vertreter, deſſen ganze
Bildung in deutſchen Händen gelegen hat, ſprachen Franzöſiſch.

Die Fantaſie für Pianoforte, Chor und Orcheſter, Opus 80,
wieder von Weingartner dirigiert und von dem Sinfonieorchefter
und dem Singverein der Geſellſchaft der Muſikfreunde ausgeführt,
beſchloß die Feier.

Marx und Chamberlain ehren Beethoven.

Die „Neue Freie Preſſe“ veröffentlicht Aeußerungen von
Staatsmännern zur BeethovenFeier. Reichskanzler Dr. Marx
ſchreibt u. a.: Das deutſche Volk beſonders, dem die Vorſehung ver
gönnt hat, innerhalb kurzer Zeitſpanne einen Kant, einen Goethe
und einen Beethoven ſein eigen zu nennen, wird in dieſen Tagen
nicht nur den Jubellauten freudigen Stolzes ſich hingeben, ſondern
wird vor allem auch jenen anderen Stimmen Gehör ſchenken, die
der Meiſter ſo oft zu ernſter Einkehr mahnend erklingen ließ, er,
der von den aufrüttelnden Anfangstakten ſeiner Fünften ſelbſt das
Wort prägte: „So klopft das Schickſal an die Pforte“. Aus deut
ſchem Volkstum iſt er emporgewachſen wie die Pflanze aus dem
mütterlichen Erdreich.
ein leuchtendes Jdeal des Sichverſtehens in gemeinſamen Glauben
an das Ueberirdiſche vorgezeichnet hat.

Sein Werk gehört der Menſchheit, der er

niſter, er habe es abſichtlich vermieden, am 25. März irgendeine
Kritik an der Geſchäftsführung ſeines Vorgängers zu üben. Es
dürfe nicht Brauch werden, daß ſich der geſchäftsführende Finanz-
miniſter mit den Zeitungsauslaſſungen ſeines Vorgängers fort-
geſetzt im Parlament auseinanderſetze. Er laſſe ſich daher auf
keine Polemik ein. Dr. Köhler erklärte weiter, der Reichstag
könne beſtimmt damit rechnen, daß die Finanzwirtſchaft des
Reiches klar und offen geführt werde. Die Abſtriche für ſoziale
Zwecke ſeien gerade gemacht worden, um die Beträge anderen
ſozialen Zwecken zuzuführen. So der Jnvalidenverſicherung,
der Kleinrentnerunterſtützung uſw. Dieſe Abſtriche ſeien auch
gemacht worden, weil ſie verſteckte Länderſubventionen darſtellten,
die im Jntereſſe der Klarheit des Verhältniſſes zwiſchen Reich
und Ländern beſeitigt werden müßten.

Gefälſchte Kelloggnoten an Mexiko
NewYork, 23. März. Wie der amtliche amerikaniſche Funk-

ſpruch meldet, haben die letzten amerikaniſchen Geheimnoten an
Mexiko einen außergewöhnlichen Jnhalt gehabt. Sie ſtellten näm-
lich feſt, daß die mexikaniſche Regierung gefälſchte amerikaniſche
Noten mit der gefälſchten Unterſchrift von Staatsſekretär Kellogg
erhalten hatte, die nichts weiter bezweckten, als die Mexikaner
egen Waſhington zu erbittern und die amerikaniſch mexikaniſchen

ziehungen damit zum Abbruch zu treiben. Bisher iſt man den
Notenverſchwörern noch nicht auf die Spur gekommen.
Thineſiſche Beſchuldigungen gegen die engliſchen Militärs

in China
Berlin, 28. März. Wie die Chineſiſche Nachrichtenagenturaus Kanton zu berichten weiß, war die engliſche t r

gegen die Seeräuber der Biasbei eine militäriſche Demonſtration
zur Kinſchüchterung der Provin Kwantung. Vier
engliſche Kriegsſchiffe und vier engliſche Flugzeuge ſollen auf
dieſer Strafexpedition friedliche Dörfer, deren Bevölke
rung kantonfreundlich war, bombardiert haben. Ueber 2000
Häuſer ſollen Trümmer geworden ſein und über 2000 Chineſen
dem Bombardement zum Opfer gefallen ſein.

Der engliſche Außenminiſter Sir Auſten Chamberlain ſchreibt:
„Die britiſchen Muſikfreunde erinnern ſich mit Stolz der

engen Beziehungen Beethorens zur Königlich Philharmoniſchen Ge
ſellichaft in London. Ich bin gewiß, daß ich für viele Tauſende
meiner Landsleute ſpreche, die Troſt und Begeiſterung aus
Beethovens Muſik geſchöpft haben, wenn ich durch Jhr Blatt dem
öſterreichiſchen Volke meine beſten Wünſche für den Erfolg der

gegenwärtigen Feierlichkeiten zu Ehren eines der größten Namen
bermittele, mit denen Jhre Hauptſtadt verbunden iſt.

Newyork, 26. März. Der heutige Abend ſtand in Amerika ganz
im Zeichen der BeethovenVerehrung. Alle Rundfunkſender über
trugen Beethoyenſche Kompoſitionen. Die Zeitungen brachten lange
Artikel, in Hochſchulfeiern wurde ſogar in deutſchen Anſprachen des
großen deutſchen Komponiſten gedacht. Eine große Beethovenfeier
er ef S ſtatt, zu der der Gouverneur von

rk ein Begrüßungstelegramm geſchickt hatte dasgeſamte Konſularkorps teilnahm. beſgtEt hatte umd an der da

Stockholm, 26. März. Die Königliche Oper in Stockhol
St wege S z ver „Fidelio“ unter r

ech. Die Oper wurde dur adio den 300 000 iohöSchwedens zugänglich gemacht. Koadioderemn

Jury auf der Deutſchen TheaterAusſtellung.
bühnenkünſtleriſche

in Magdeburg 1927

Für dieAbteilung der Deutſchen Theater Ausſtellung

iſt eine Jury gebildet worden, der folgende
Herren angehören: Direktor BarnowskyBerlin, Univerſitäts
profeſſor Dr. O. FiſchelBerlin, Muſeumsdirektor Dr. Greiſchel
Magdeburg, Paul Alfred MerbachBerlin, Emil Pirchan, Aus
ſtattungsChef der Berliner Staatstheater, Dr. Rapp, Leiter des
Theater Muſeums München, Otto Reigbert, Vorſtand des Aus-
ſtattungsweſens der Kammerſpiele im Schauſpielhaus München,
Oberſpielleiter Dr. A. WindsMagdeburg. Die Jurh tritt in der
Zeit vom 7. bis 9. April d. Js. in Magdeburg zuſammen, um
letzte Entſcheidungen über das für die künſtleriſche Abteilung an
gemeldete Ausſtellungsmaterial zu fällen.

Ausbau der Bruckner- Bewegung in Deutſchland. Die
Deutſche Bruckner Gemeinde e. V., Sitz München, wendet ſich an
alle Brucknerfreunde in Deutſchland mit dem Erſuchen, ſich der
von ihr ſo hoffnungsvoll eingeleiteten BrucknerBewegung anzu-
ſchließen und ſie bittet alle Verehrer Brucknerſcher Tonkunſt, die
bereit ſind, Ortsgruppen zu gründen, um entſprechende Mitteilung
an ihre Reichsgeſchäftsſtelle, München, Maximiliansplatz 9.
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Ieibwüſche für Schulmädchen
Battiſt, Crepe und Seide für Leibwäſche kann man heute

z allerlei ſchönen Farben bekommen, und dieſe Arten ſind gut
perwendbar, da ſie lange gut bleiben und ſtets gut gewaſchen
perden können. Bei baumwollenen, Stoffen benutzt man ſelten
Syihe, da ſie nicht gut dazu paßt; und deshalb iſt es beſſer,

Nr. 1303Nr. 1302

mit Band in anderer Farbe en en oder mit farbiger
mit der Hand zu ſtichen. Die Abbildung unter Nr. 1303

einen Schlafanzug, der die Garderobe Jhrer Tochter gewißje bereichert. Denn Jide Mutter wird bei Beginn des Frü

ing auch dieſe Kleidungsſtüche nachſehen. Ziſeh Schlafanzug iſta abgeſetzt mit hellblau, in Uebereinſtimmung mit der
Lre, welche die viereckig g w Tunika ſchmückt

Leztere hat um die Taille einen Gürtel, um den jetzt ſo belieb-
ten Effekt der überfallenden Bluſe zu erreichen. Dieſer Schlaf
zug iſt für Mädchen von 10--16 Jahren geeignet.

Rehbraun und grün iſt die Farbenzuſammenſtellung, die für
ein Hauskleid unter Nr. 1302 gewährt iſt. Es iſt aus rehbraunem
Crepe gemacht und mit grüner Stickerei auf Taſchen und den
Echen des umgeſchlagenen Kragens verſehen, während das Bänd-
hen, um den Kragen und die umgeſchlagenen Aermel grün iſt,
gnau ſo, wie die Kordel, die um die Tallle getragen wird.

Aphorismen
Mitleid kennt die Welt ſehr wenig, aber um ſo mehr

Schadenfreude.

Nicht tödliche,
ſchlimmſten.

Kochen darf und muß bisweilen unſer Herz, aber es darf
ne überkochen.

zigt

ſondern unheilbare Krankheiten ſind die
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Für unſere Frauen
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Heimſuchung iſt göttliche Erziehung.

m in Mngin um erf ren

Rechtsanwalt Vollbracht hinterlegte in bar die zwanzig
tauſend Mark.

Der Amtsgerichtsrat forderte zur weiteren Abgabe von
Geboten auf.

Niemand bot mehr.

Es kam W vor, als ob einen Augenblick in ſeines
Bruders, nein, ſeines Gegners Auge ein Blick des
Triumphes aufgeblitzt wäre. Doch das war wohl eine
Täuſchung geweſen. Denn dieſer kam auf ihn zu, reichte
ihm die Hand und ſagte:

„Ludwig ſei mir nicht böſe! Jch konnte nicht anders
handeln. Du wirſt mich ſofort verſtehen!“

Ludwig nahm wortlos die Hand des Bruders.
Rechtsanwalt Vollbracht erhob ſich und bat ums Wort.

„Mein Auftraggeber, Herr Friedrich von Sodern, tritt
hiermit die Rechte aus dem Meiſtgebot an den Studioſus
Klaus-Dieter von Sodern ab. Jch beantrage daher die
Erteilung des Zuſchlages auf eine Woche auszuſetzen.“

Der Richter nahm die Erklärung des Anwalts zu
Protokoll, verkündete dann den Beſchluß, daß Verkündungs
termin über die Erteilung des Zuſchlages in einer Woche
a 10 Uhr vormittags anſtehe, ſchlug die Akten zu und

agte:

„Wünſcht ſonſt noch jemand das Wort im heutigen
Lerſteigerungstermin? Niemand? Dann iſt der Termin
hiermit geſchloſſen!“

Allſeitiges Verneigen, Stuhlrücken. Der Saal ward

Luſtig praſſelten die Holzſcheite im Ofen, und draußen
tanzten die Flocken unbekümmert um Menſchenſchickſale
ihren wilden Lebens und Sterbenstanz.

XXVI.
Die helle Frau hatte dem Diener Franz den Befehl

gegeben, ſeinen Herrn ſofort nach Tiſch zu Bett zu bringen,
und niemand vorzulaſſen ſelbſt den Juſtizrat Fried-
rich nicht.

Villig ließ ſich der General, entgegen ſeiner ſonſtigen
widerſpenſtigen Art, gleich nach Tiſch nach ſeinem Zimmer
führen und legte ſich auch gehorſam zu Bett.

Das Neueſte

G
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4 A
Dieſes hübſche Deux-Pieces-Kleid wird aus rotem Crepe

de Chine gemacht und kann bei offiziellen Gelegenheiten getra-
gen werden. Der ſchmale Stoffſtreifen, der vorn über den Jum
per läuft, der Gürtel und der Saum ſind aus ſchwarzer Seide;
der rote Hut iſt mit einem breiten, ſchwarzen Moireband garniert.
Der Rock zeigt drei Quetſchfalten, und man wird bemerken,
daß der Jumper in geſchmackhvoller Weiſe überfällt. Denjenigen,
die auffallende Farben nicht ſo ſehr lieben, ſei mitgeteilt, daß
dieſes Kleid auch aus marineblauem Crepe mit feidener oder

U r we
Mütter und ihre Kinder

v

See
Eine Mutter ſagt:

Jech habe für meine Mädels, um ſie zu b igen, einenützliche Tätigkeit erſonnen. Wenn g. S in ahr oft
vorkommt ein regneriſcher Tag iſt und ſie langweilen ſich,
dann müſſen ſie alle leeren Marmeladegläſer, die ich im Keller
auf einem Brett ſtehen habe, heraufhoſen. Zuerſt werden dieſe
Gläſer gut abgewaſchen und dann mit verſchiedenen Bildern von
Früchten beklebt. Dieſe Bilder müſſen ſie erſt aus einem bunt
illuſtrierten Katalog Auf dieſe Weiſe ſind ſie eine
Zeit lang nützlich beſchäftigt, denn in dieſe Gläſer tuüe ich ſpäter

ich bereite die Marmelade ſelbſt pfel, Erdbeeren, Kir
chen, Aprikoſen- und andere Marmelade.“

Allerlei Rützliches
Wenn man Friß ausbeſſern will, muß man zuerſt ein Stüch

von derſelben auf ein Kiſſen mit Nadeln befeſtigen. Mit einer
dünnen Nadel und feinem Garn näht man den unterſten Teil
an das Stück, das entzwei iſt, ſo daß man wieder ein heiles
Ganzes bekommt. Vanach ſchneidet man an der einen Seite
die Stücke, die von der unbrauchbaren Spitze übrig geblieben
ſind, weg und ebenſo tut man auf der oberen Seite mit dem
überflüſſigen Stück des Muſters. Das ausgebeſſerte Stück iſt
kaum von einem neuen zu unterſcheiden.

Koſtbare Spitze ſoll man aber lieber nicht ſelbſt ausbeſ
ſern; es iſt beſſer, dies einer geſchickten Spltzenarbeiterin zu
überlaſſen.

Wenn man Bürſten oder Beſen reinigen will, muß man zuerſt
die Staubflocken wegnehmen und erſtere dann in eine warme
Seifenlauge tau Wenn das Ze ärbt oder lackiert iſt,
darf man es natürlich nicht mit dem ſſer in Berührung brin-
g. Wenn es aber gewöhnliches, weißes Holz iſt, ſo muß auch

ieſes gut rein gemacht werden. Dann ſpillt man die Beſen in
SatinGarnierung in derſelben Farbe gemacht werden kann.

Bevor jedoch Franz das Zimmer verließ, drehte ſich
der General, der die Gewohnheit hatte, mit dem Kopf
nach der Wand zu ſchlafen, noch einmal um:

„Franz!“
„Euer Exzellenz!“
„Es iſt kurz vor 1 Uhr. Der Juſtizrat Friedrich wird

zwiſchen 3 und 4 Uhr nach dem Schloß kommen. Führe
ihn ſofort zu mir, und zwar in mein Schreibzimmer!“

„Exzellenz.“ wagte Franz einzuwerfen, „aber die
gnädige Frau

Der General fuhr hoch: „Dachte ich's mir doch!
Jn weſſen Dienſten ſtehſt du, Franz?“
„Jn den Dienſten Euer Exzellenz.“
„Na alſo! Nur meine Befehle gelten, verſtanden?“
„B'fehl, Euer Exzellenz.“
„Wenn der Juſtizrat Friedrich kommt, führſt du ihn

unauffällig ſofort zu mir, ohne daß es meine Schwieger-
tochter merkt. Die arme gnädige Frau braucht Ruhe und
darf nicht geſtört werden. Haſt du mich verſtanden, Franz?“

„Alles verſtanden, Euer Exzellenz.“
Gegen 144 Uhr arbeitete ſich der Juſtizrat Friedrich

durch den immer dichter werdenden Schnee hindurch dem
Schloſſe zu.

Franz, der auf der Lauer gelegen, öffnete ihm leiſe
Fe Tür und führte ihn, wie es ihm befohlen, nach dem
Schreibzimmer ſeines Herrn.

Dort ſaß der General in voller Uniform. Hell blitzten
die Ordensſterne am Hals und auf der Bruſt. Doch ſein
Geſicht war fahl. Tief lagen die Augen in den Höhlen.
Er ſchien um Jahre gealtert.

Franz erſchrak, als er ſeinen Herrn ſo ſitzen ſah. Auch
der Juſtizrat zuckte zuſammen.

Der General erhob ſich mühſam.
„Setzen Sie ſich, lieber Freund! Sie wundern ſich,

daß ich hier in voller Kriegsbemalung ſitze. Jn meiner
ſtolzen Uniform hab' ich die glücklichſten und ſchwerſter
und doch immer noch ehrenvollen Stunden hier verlebt.
Jn meiner ſtolzen Uniform bin ich von hier in den Krieg
gezogen und nach hier zurückgekehrt. Die Uniform ſoll
mich auch auf dem Weg in die Fremde begleiten. Zum
letzten Male in meinem Leben will ich ſie heute tragen.
Dann nur noch einmal, wenn ſie mich in den Sarg legen
und wieder hierher tragen Der Juſtizrat rückte die
Hornbrille zurecht und ſah den General mit ermutigendem
Blicke an.

kaltem Waſſer nach und läßt ſie an der Luft trocknen.

r—=x-—JSZ

„Nicht ſo trübe Gedanken, Exzellenz. Jhre ganze Auf-
regung in den letzten Wochen war umſonſt.“

Exzellenz von Sodern blickte ihn verſtändnislos an.
„Umſonſt, wieſo? Jſt ein Wunder geſchehen? Hat

die Firma Michel nicht den Beſitz in den Händen? Wer
iſt der Erſteher?“

„Für Klaus-Dieter iſt der Beſitz gerettet, Exzellenz!“
ſagte der Juſtizrat langſam.

Nun kam Leben in den alten Soldaten. Er ſprang
haſtig auf, daß der Pour le wérite hin- und hertanzte,
und ergriff die beiden Hände des Anwalts.

„Für Klaus-Dieter? O Dank, tauſend Dank, lieber
Freund! Welch' wunderbare Fügung!

O, nun will ich es Jhnen offen geſtehen: ich hätte es
ja nicht über's Herz gebracht, den Familienbeſitz zu ver-
laſſen. Es wäre mein Tod geweſen, lieber alter Freund.
Aber wie iſt das möglich geweſen?“

„Jhr älteſter Sohn hat den Beſitz für ſeinen Neffen
Klaus-Dieter erſtanden.“

Stolz nickte der General mehrmals.
„Endlich einmal eine Tat, eine wahrhaft männliche

Tat. Diesmal hat die helle Frau ſich gründlich getäuſcht.
Haha, dieſen Triumph gönne ich dem Ludwig. übrigens,
Ludwig iſt nicht mein älteſter Sohn, lieber Juſtizrat!“

„Jch meine auch nicht Ludwig.“
Der General taumelte hoch und taſtete nach der Stuhl-

lehne.
„Wen meinen Sie ſonſt?“
„Jhren Sohn Friedrich.
„Jch habe keinen Sohn Friedrich,“ kam es ſchneidend

von des Greiſes Lippen.
Dann ſtürzte er auf den Juſtizrat zu und packte ihn

an der Schulter, die Augen quollen aus den Höhlen, die
Adern an der Stirn ſchwollen zum Zerplatzen an:

„Wer? Der Vaterlandsverräter hat den Beſitz er
ſtanden? Friedrich, ſeien Sie barmherzig und machen Sie
keine Scherze, ſagen Sie mir die Wahrheit

Der Juſtizrat prallte zurück.
„Aber Exzellenz, warum dieſe fürchterliche Aufregung?“
Der General hielt ihn mit eiſernem Griff an der

Schulter feſt.
„Weichen Sie mir nicht aus, Freund! Die Wahr-

heit die Marter tötet mich ja
(Fortſetzung folgt.)

Bachstuce. pri rn CQuaſität. Marfettaschren 9ummi-DBieder. Sr. Steimstr r. An Moarſet.



Provinziallandtag und mitteldeutſche Frage
Um das einheitliche Mitteldeutſchland Her Landtag gegen die Kleinſtaaterei Die Kendernug des Provinzial

wappens beſchloſſen Kein Landesj ugen

(Von unſerem zum Provinziallandtag entſandten Dr. R.-Redaktionsmitglied.)

Merſeburg, 28. März. Der Provinziallandtag hat ſich zu
ſeinem zweiten Tagungsabſchnitt wieder zuſammengefunden. Ein
reichliches Arbeitsprogramm liegt ihm noch vor und es iſt
wenn die kommuniſtiſchen Obſtruktionsverſuche nicht endlich auf-
hören vorläufig nicht abzuſehen, wann das Parlament eigent-
lich ſeine Sitzung beendigen wird.

Die erſte Sitzung begann mit ſehr beachtenswerten Aeuße-
rungen des Abg. Beims- Magdeburg über die von uns ſchon des
öfteren beſprochene mitteldeutſche Frage“, d. h. über das Problem
der Abrundung der provingziellen Grenzen, die allein ein gedeih-
liches Arbeiten der Verwaltung gewährieiſten würde. Sehr be
achtenswert deshalb, weil die Rede des Magdeburger Bürger-
meiſters nicht mehr und nicht weniger als ein einziger Notſchrei
gegen die Ueberſpannung des Parlamentarismus zu werten iſt,
der umſo bemerkenswerter erſcheint, als man ihn aus dem Mund
eines Sozialdemokraten hörte. Beims ſprach von einem „Gegen-
einanderregieren“, das auf die Dauer kein Volk aushielte, und
ſeine Geſinnungsfreunde hörten ihm ſtill, ſehr ſtill zu. Ueberhaupt,
Herr VBeims ſprach ſich einmal von Herzen aus und machte ſich
allerdings bei den Kommuniſten, die er ſehr geſchickt zurückzu-
weiſen verſteht, ziemlich unbeliebt. Dieſe ſuchten die ſoeben
konſtatierte Ueberſpanntheit des Parlaments ſchleunigſt zu be
weiſen, indem ſie ihrerſeits in der Frage der Wappenänderung
die übrigens angenommen wurde ſich zu den kindiſchſten
Demonſtrationen hinreißen ließen, die dem Abg. Fiekert von den
Kommuniſten, der ſich dabei am ſkandallöſeſten aufführte, zwei
Ordnungsrufe einbrachte. Große Heiterkeit erwecktéè lediglich ſein
Bekenntnis, daß man „die Monarchie zur Republik degradiert“ habe
und ſeine Bitte an den Präſidenten, ihn doch auf der Redner-
tribüne weiter „demonſtrieren“ zu laſſen. Die Abſichten der Dis
kuſſionsredner à la Koenen und Fiekert konnte keiner beſſer ent
hüllen, als Fiekert ſelbſt.

Große Aufmerkſamkeit erweckt nach dieſem Sturm die Er-
lärung des Grafen von Poſadowsky, der noch einmal in würdiger

Weiſe für die Belaſſung der Hoheitszeichen der Vergangenheit
eintritt, leider, wie geſagt, ohne Erfolg.

Nach der Annahme des weiter unten veröffentlichten Antrages
über die mitteldeutſche Frage und nach der Annahme der Wappen-
änderung findet nur noch die Errichtung eines Landes-Jugend-
amtes, vor welcher der Landeshauptmann warnt, regeres Jntereſſe.
Sie wird abgelehnt. Wieder laſſen die Kommuniſten alle Minen
ſpringen, um in langer Geſchäftsordnungsdebatte auch ihre An
träge zur Unterſtützung von Arbeiterorganiſationen durchzu-
bringen, finden aber keinen Anklang. Gegen 8 Uhr abends
ſchließt der Präſident die Sitzung.

Am Dienstag werden zwei Sitzungen ſtattfinden müſſen, um
den Reſt der künſtlich in die Länge gezogenen Tagesordnung end
lich aufzuarbeiten.

Sitzungsbericht
Präſident Beims eröffnet um 3.20 Uhr die erſte Sitzung des

zweiten Tagesabſchnittes.
Das Haus wendet ſich der Tagesordnung zu.
Abg. Beims (Soz.) begründet einen Antrag des Provinzial

ausſchuſſes auf
Beſeitigung innerſtaatlicher Schranken

im mitteldeutſchen Wirtſchaftsgebiet, der folgenden Wortlaut hat:
„Der 42. Provinziallandtag wolle folgenden Beſchluß faſſen:

Unter Aufrechterhaltung der Entſchließung des 41. Landtags der
Provinz Sachſen vom 18. März 1926 legt der 42. Provinziallandtag
folgendermaßen ſeine Anſicht darüber dar, wie der Gedanke einer
Beſeitigung der innerſtaatlichen Schranken des mitteldeutſchen
Wirtſchaftsbezirks verwirklicht werden kann.

J. Jn vollem Umfang kann nur durch Eintritt der Länder
Thüringen, Anhalt und Braunſchweig in den Verband des
preußiſchen Staates Abhilfe geſchaffen werden.

II. Solange hierfür die Zeit noch nicht gekommen zu ſein ſcheint,
muß dadurch teilweiſe Abhilfe geſucht werden, daß

1. die Länder durch Staatsverträge ſich verpflichten, daß ſie
bei der Vergebung öffentlicher Arbeiten, bei Einſtellung
und Entlaſſung von Beamten, Angeſtellten und
Arbeitern die Angehörigen der Provinz nicht ſchlechter
behandeln als Angehörige des eigenen Landes, und auch
dies nicht ihren Gemeinden geſtatten,

2. durch Staatsverträge Rechtsgleichheit auf dem Gebiete
des geſamten Wirtſchaftsrechts und des Verkehrs herbei
geführt wird,

3. durch Staateverträge erreicht wird, daß die Verwaltung
nach einheitlichen Grundſätzen und nach Möglichkeit in
mit wirtſchaftlichen Grundſätzen verträglichen Verwal
tungsbezirken, alſo u. U. unter Verwaltung der Exklaven
durch Behörden eines anderen Landes ausgeübt wird.

Der 42. Provinziallandtag beauftragt den Provinzialausſchuß,
ſeine Entſchließung an das Staatsminiſterium gelangen zu laſſen
und das vom Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe unter
dem 16. Juli 1926 geforderte tatſächliche Material ſowie die
Niederſchrift der Verhandlungen innerhalb des Landtages bei-
zufügen.“

Ergänzend teilt Abg. Beims mit, daß man nicht nur in
Preußen an die Rezelung dieſer Frage herangegangen ſei. Die
nicht zu übertreffende Zerriſſenheit des mitteldeutſchen Wirt-
ſchaftsgebietes dränge zu ihrer Erledigung. Da hier die Jntereſſen
der Provinz aufs innigſte mit berührt werden, habe auch der
Provinziallandtag die Pflicht, ſich der Erörterung dieſer Frage
zuzuwenden und eine praktiſche Löſung anzubahnen. Der Deutſchen
Geltung in der Welt werde erſt dann kommen, wenn endlich

der deutſche Einheitsſtaat auch in der Verwaltung geſchaffen

werde. Für die innere deutſche Politik gebe es jetzt nichts Wich
tigeres, als die Aufhebung der Einzelſtaaten, die 1918 nicht her

Halle umd Amgebung
Halle, 29. März.

Mehr Straßendiſziplin
Nach den Schätzungen von Sachverſtändigen ereignen ſich in

Deutſchland jährlich 50-—60 000 Unfälle im Straßenverkehr. Von
dieſen Unfällen entfallen etwa ein Fünftel auf Kinder. Es ver-
unglücken demnach alljährlich 10--12 000 Kinder im Straßenver-
kehr. Nicht die Führer der Fahrzeuge oder das Verſagen der
Bremſen bedingen dieſe Unfälle, ſondern ſie werden verſchuldet
durch Sorgloſigkeit und Unkenntnis gegenüber Gefahren. Ueber
0 en von den Unfällen werden von den Kindern ſelbſt ver

uldet.
Um dieſe Unfälle vermindern zu können, iſt eine Er

ziehung zur Verkehrsſicherheit dringend erforderlich.
Das kann ſehr wohl im Schulunterricht als auch durch die Eltern
geſchehen. Für dieſe Erziehung iſt keineswegs ein beſondere
Unterricht notwendig, ſondern der Verkehr und die Verkehrs
gefahren laſſen ſich gelegentlich in allen Unterrichtsſtunden be-
handeln. Es liegt nun an der Lehrerſchaft,
anzunehmen.

ſich dieſer Erziehung

für die Provinz Sachſen

beigeführt worden ſei. Was ſei eigentlich unter Mitteldeutſchland
zu verſtehen Von der bayeriſchen bis zur hannoverſchen Grenze
ſei das Land wohl als mitteldeutſches Gebiet bezeichnet worden.
Man müſſe heute aber Thüringen, Anhalt, Braunſchweig und das
Gebiet von Leipzig dazu nehmen. Dieſes Gebiet habe genau
doppelt ſoviel Einwohner als die Provinz Sachſen. Von dieſem
Gebiet ſei jeder Teil wieder ſtaatlich in einzelne Stücke zerſetzt.
Von den 18 Kleinſtaaten ſeien manche von geradezu lächerlicher
Größe (Waldeck z. B. 59000 Einwohner). Die Landtage dieſer
Staaten haben zuſammen 1315 Abgeordnete, die entſchädigt wer
den müſſen.
lamentarismus, durch den die politiſchen Gegenſätze nur verſtärkt
werden. (Sehr richtig!)
wenn ſich ſelbſt ſeine kommunalen Parlamente mit politiſchen
Debatten totredeten. Kein anderer Staat der Welt habe es gerade
jetzt ſo nötig wie Deutſchland, alle unnötigen Ausgaben und
Gegeneinanderregieren zu vermeiden. Freilich gehe dieſe eigen-
artige Auffaſſung des ſtaatlichen Eigenlebens durch alle Par
teien. Wir brauchen eine deutſche politiſche und wirtſchaftliche
Einheit! Die

Möglichkeiten einer Neuordnung

in Deutſchland müßten die Vorausſetzung berückſichtigen, daß die
ganze Welt wirtſchaftlich verſchoben ſei. Sie müßten zur täg-
lichen Erörterung gemacht werden durch Verhandlungen
von Staat zu Staat. An die Stelle der Kleinſtaaten ge
hörten Reichsprovinzen. Da der Uebergang vom Kleinſtaat zur
Reichsprovinz ſchwer gangbar ſein werde, müßten zuvor Aus
gleichsverſuche der Regierungen gemacht werden.
Das neue Mitteldeutſchland ſolle ein reibungsloſes Arbeiten aller
produktiven Kräfte gewährleiſten. (Bravo!)

Abg. Freiherr v. Wilmowski (Dn.) verweiſt darauf, daß man
ſeit hundert Jahren an der Einheitsfrage arbeite. Beſonders das
Steuer- und Verkehrsweſen verlangten eine einheitliche Geſtal
tung. Die Zergliederung biete allenthalben Schwierigkeiten, die
ſich in Grenzländern zu grotesken Fällen auswachſen. Nicht zu
letzt leide die Landwirtſchaft unter dieſen Hemmniſſen, beiſpiels
weiſe durch die Unterſchiede in der Zuſtändigkeit bei Flußregulie-
rungen. Man verlange mit dieſem Antrag eine Erleichterung der
Wirtſchaft, ohne damit die Frage Unitarismus oder Föderalismus
anſchneiden zu wollen, und daß veraltete Verhältniſſe, die den
Wiederaufbau hindern, endlich verſchwinden mögen.

Abg. Koenen (Komm.) polemiſiert in längeren Ausführungen
gegen die Rede des Abg. Beims, zeitweiſe unter groben Ausfällen
auf die ſozialiſtiſchen Brüder, die 1918 keine Zeit gehabt hätten,
ſich um die Landesprovinzen zu bekümmern. Als der Redner von
„NoskeBanditentum“ ſpricht, wird er vom Vizepräſidenten Buſſe
zur Ordnung gerufen. Die Kommuniſten wollten jedoch dem
Antrag trotzdem zuſtimmen.

Die Vorlage wird in einmaliger Schlußberatung an
genommen. Einem Zuſatz der S. P. D., daß auch die Spitzen
organiſationen der Gewerkſchaften bei den Verhandlungen gehört
werden ſollen, wird zugeſtimmt.

Der Landtag beſchäftigte ſich dann mit der geplanten
Aenderung des Provinzialwappens,

für das der Provinzialausſchuß einen Entwurf ausgearbeitet hat,
der die monarchiſtiſchen Hoheitsabzeichen entfernt wiſſen will. Das
Wappen ſoll demnach anſtatt der Krone den preußiſchen Adler
über dem Rautenkranz-Schilde zeigen.

Abg. Fiekert (Komm.) lehnt die rein äußerliche politiſche
Umgeſtaltung ab, ſolange nicht der Geiſt ſich geändert habe. Ebenſo
äußerlich ſei die Aenderung der Reichsfarben.

Er ſtellt feſt, daß die Sozialdemokratie im gawaſr der
kriegstreibenden Kräfte gelandet ſei. Der Abgeord

nete wird im Verlaufe ſeiner Ausführungen zweimal zur Ord
nung gerufen. Präſident Beims erwägt
eit, da die kommuniſtiſchen Abgeordneten diefortwährend zu Demonſtrationen benutzen.

Abgeordneter Freiherr von Wilmowski (Deutſchn.) ſtellt den
Tiefſtand der Debatte feſt und kündigt an, daß ſich ſeine Fraktion
nicht mehr daran beteiligen werde.

Unter großer Spannung des Hauſes nimmt Abgeordneter
Graf von Poſadowsky (Sparer) das Wort. Er betont,
daß die Parteien, welche die gegenwärtige Staatsform ablehnten,
doch ſich mit ihr abfinden, um unſere politiſche Notlage nicht zu
vergrößern. Dafür müßte aber die Regierung auch die Hoheits
zeichen der Vergangenheit, die man jetzt auf dem Wappen ändern
wolle, achten, und es vermeiden, durch Aeußerlichkeiten das Volk
zu erbittern. Jm Jntereſſe des inneren Friedens bittet der Red

eſchränkun

ner, dieſe kleinen Nadelſtiche, die nicht zur Befeſtigung der jetzigen
Staatsform beitragen, zu unterlaſſen. (Bravo!)

Die Wappenänderung wird darauf mit 52 gegen 42 Stimmen
angenommen. Gegen den Antrag ſtimmen die Mehrheit der
Deutſchnationalen und Deutſchen Volkspartei ſowie geſchloſſen
die Völkiſchen. Die Kommuniſten und 2 Deutſchnationale ent-
halten ſich der Stimme.

Für die übrigen 18 Punkte wird die Redezeit für jede Frak-
tion auf 5 Minuten beſchränkt. Einer Satzungsänderung der
Stadtſchaft der Provinz Sachſen ſowie einem Nachtrag zur Vieh
ſeuchenentſchädigungsſatzung ſtimmt das Haus zu. Nach kleineren
Vorlagen kommt das Haus zur Frage der Errichtung eines Lan
desjugendamtes, für das Abg. Lotz (Soz.) plädiert. Landeshaupt
mann Dr. Hübener warnt vor der Einrichtung einer neuen Amts
ſtelle. Das Haus lehnt die Errichtung mit 55 gegen 45 Stimmen
der Sozialiſten und Kommuniſten ab. Da das Ergebnis ange
zweifelt wird, ſtimmt das Haus nochmals durch Hammelſprung
ab. Der Antrag wird mit 55 gegen 50 Stimmen abgelehnt.

Schluß der Sitzung gegen 8 Uhr. Nächſte Sitzung Dienstag,
9 Uhr vormittags.

Um die Verkehrserziehung in der Schule zu unterſtützen, hat
die Verkehrswacht e.
22 000 Stück Merkblätter verteilen laſſen. Die rkbläter zeigen
in anſchaulicher Form durch Bilder und Regeln, was im Verkehr
zu tun und was zu unterlaſſen iſt. Außerdem iſt an die Schul

Lehrer Anregungen über Verkehrserziehung enthält.
Dieſe Maßnahme dürfte ſicherlich dazu beitragen, den Ge

danken der Verkehrsdiſziplin und Verkehrsſicherheit zu ſtärken.

Jeder vierte Deutſche ein Großſtädter

Redner wendet ſich gegen ſolchen überſpannten Par-

Es halte auf die Dauer kein Volk aus,

Dieſe ungeheure Zuſammenballung der Bevölkerung mag e
Vorſtellung davon geben, wie wichtig es für das Volksgane
die weitere Entwick.ung der Großſtadte in geſunde Bahnen
lenken. Die Flucht in die Stadt iſt eine der verhängnisvoll
Erſcheinungen ver fortſchreitenden Induſtrialiſierung. Weſen
weiſen die deutſchen Oſtgrenzen, die ja zumeiſt landwirtſchaftich
Gebiet ſind, eine erſchreckende Abnahme der Bevölkerung
auf. Daß dieſe Abwanderung in die Städte und die Dünnbeſ l
lung von in kultur- und agrarpolitiſcher Hinſicht ſo eminent w.
tigen Gebieten zu unabſehbaren Folgen führen kann, liegt ch
weiteres auf der Hand. Eine dieſe Abwanderung eindämmen
Siedlungspolitik iſt daher ebenſo wichtig, wie die Wiedergewinnm
der deutſchen Kolonien.

Was die Mode bringt. Wer wiſſen wollte, was ung
kommende Frühlngs und Sommermode bringt, der konnte ſich p
Sonnabend darüber genau orientieren. Vom ſchickſten Straßen
koſtüm bis zum duftigſten Abendtleid zeigte die Firma Fran
Reich vor einem zahlreichen Publikum ihre eigenen, Wiener n

Pariſer Modelle. Viel Anregung und Kaufluſt hat man ind
125 Stunden der Vorführung erhalten. Unter anderem ten
man fröhliches Wiederſehen mit den engen Koſtümröcken feier
Zu dem Stil eines Straßenkleides paßt nun einmal ein
Rock beſſer, während ein duftiges Sommer- oder Abendkleid u
weiten Rock verlangt. Vor allem beherrſcht das Modehbild
Koſtümkomplet, reizend war ein dunkelblauer Rock mit
blumenblauer Bluſe und dunkler Jacke. Dann folgten Frühjehn

und Sommermäntel, meiſt in engliſchen Stoffen, die entzücken
Karos und feine Streifen zeigten. Die Nachmittagskleider zeige
vielfach die Jumperform, häufig mit Stickerei verziert, die
einigen Modellen ganz entzückend in Perlen ausgeführt war. St
viel viereckige Ausſchnitte an den ausländiſchen Modellen, a
ſind hohe Kragen doch nicht mehr der „dernier erie“. Als
des Ganzen „la neige“, ein weißer Mantel, auch als Cape
tragen, mit weißem Pelskragen, dazu ein weißſeidenes We
Man war durch all die duftigen Kleider weit in den Somme
verſetzt, in Sonnenſchein und Ferienſtimmung. S. v. N.

Turnen Spiel und Sport
Handballjugend

Vor dem Spiel Mitteldeutſchland gegen Süddeutſchlanein Jugendſpiel zwiſchen a thend
V. f. L. 96 I und Wacker Leipzig J

ſtatt. Die blaurote Jugend fertigte die Pleißeathener mit nicht
weniger als 18:0 ab und gab der mitteldeutſchen Verbande
Anſporn zur Nachahmung. Die Zuſchauer ſind geſtern voll un
ganz auf ihre Rechnung gekommen, denn 85 Tore in zwei Spi
dürften dieſe nicht immer zu ſehen bekommen.
Zum Spiel ſelbſt iſt zu ſagen, daß allgemein gewünſcht wurde

die er hätten ſich zu einem Propagandaſpiel einen ſtär
Gegner verpflichten ſollen. Es iſt nun ſchwer zu ſagen, ob wi
in Mitteldeutſchland überhaupt einen Gegner für die Vlauroten
e der in der Lage iſt, eine zweiſtellige Niederlage zu ver

indern.
Zugegeben muß werden, daß das Spiel trotz der kataſtrophalen

Niederlage der Gäſte meiſt offen war und daß die Wagkerane
lediglich deswegen nicht zu Erfolgen kamen, weil ſie ſich auf Ein

der Rede
Rednertribüne

zur Pauſe führten die 96er bereits 8:0, und nach Wiede
beginn bis zum Schluß folgten noch 10 Tore, ſomit das Reſuln

und ſeine bewundernswerten Kräfte nicht noch als Mittelläufe

zelleiſtungen verſteiften und entſchieden zu viel „Mätzchen
machten. Hätten die Gäſte bei ihren wirklich guten Angri
mehr Kombinations- als Einzelſpiel gepflegt, dann wären
beſtimmt zu Torerfolgen gekommen.

Ganz anders dagegen bei unſeren Blauroten. Jn
maſchigen Kombinationszügen wurden die Angriffe blitzſchne

und ſauber vorgetragen; uneigennützig demjenigen der We
gegeben, der die meiſten Ausſichten auf Erfolg hatte und
mußten Erfolge erzielt werden. Aber auch glänzende Einze
leiſtungen boten die 9er, in raſendem Lauf zog der Halbrec

über das Spielfeld und ſandte genau ſo raſend, prägziſe und u
haltbar ein.

Recht unſportlich handelte der Torwart der Gäſte, der in jede
Be ichen luſtlos ſpielte, nach dem 6. Tor einfach das Spielfel

verließ und ſeine Mannſchaft im Stich ließ; er hätte beſtimmt i
der erſten Hälfte manches Tor verhindern können.

auf 18:0 (1) ſtellend.
Ueber die Mannſchaften iſt zu ſagen, daß die Gäſte in

Angriff ohne Ausnahme gut ſind, daß ſie aber, wie vorn erwähn
nicht rationell ſpielten. Der ſchlechteſte Mann war der Tor
wächter der erſten Spielhälfte und ſelbſt dann noch, als er al
linker Läufer ſpielte. Der Erſatztormann der zweiten Spielhälfte
war ſehr gut und gegen alle 10 Tore machtlos.

Die Mannſchaft der 96er war auf allen Poſten gut beſeßt
alle elf Mann ſpielten mit Geiſt und Ueberlegung, der Sturm
ſeiner Geſamtheit ausgezeichnet, vorbildlich unterſtützt durch de
Läuferreihe und das Schlußdreieck. Der Torhüter arbeitete m
einer fabelhaften Ruhe und Selbſtverſtändlichkeit. Zu n
iſt allerdings, daß der Mittelſtürmer ſeinen Platz beſſer einhäl

emp l

vergeudet. Der Rechtsaußen muß ſicherer im Fangen und
Abſpiel werden. Die Tore, die reſtlos Prachtleiſtungen ware
wurden geworfen von: halbrechts 9, halblinks 5, Mittelſtürmer
Links- und Rechtsaußen je 1. Alſo jeder Stürmer war an de
Torwürfen aktiv beteiligt.

pferdeſport
Unſere Vorausſagen.

Enghien, 29. März.

Halle in Schulen

1. R.: Crafty Boy Mandres. 2. R.: Savoyard IV
Rifflard. 3. R.: Goha Aigoual. 4. R.: Spectateur Se
ranger. 5. R.: Bleu de France Raiſin.

Renn-Ergebniſſe.

Saint Cloud, 28. März.
1. Rennen: 1. Souverain II, 2. Rangeur, 8. Fleur Blet

rner (nach Sporn und Union) Nr. 2, 5, 7, 9, 12, 16, 19. Toto:
ieg 188, Pl. 27, 15, 15.

2. Rennen: 1. L'Jncertain, 2. Minas, 3. Sovegz Ferm
Ferner Nr. 29, 88, 34, 85, 86, 37, 88, 42, 48. Toto: Sieg

verwaltung eine Schrift verteilt worden, die beſonders für den Pl. 15, 16, 28.
3. Rennen: 1. Bad Virgin, 2. St. Barrabe, 3. Verdurette II

Ferner Nr 409, 53, 54, 55, 57, 58, 59, 61, 62, 68, 64. Toto: Sie
101, PI. 48, 24, 99.

4. Rennen: 1. Jles Bardel, 2. Bizkorra, 3. Soun. FernerNr. 71, 73, 75. Toto: Sieg 665, Pl. 27, d
5. Rennen: 1. Reparſack, 2. Le Hic, 3. Muscat. Ferner K

88, 84, 85, 86, 87, 89, 98, 95, 96. Toto: Sieg 66, Pl. 28, 25, 2
Waährend die Land-, Klein und Mittelſtädte (beim Vergleich

ihres jeweiligen Gebietsumfangs) infolge der Gebietsabtretungen
im Jahre 18925 noch Einbußen an Einwohnerzahlen aufzuweiſen
haben, iſt die Einwohnerzahl der Großſtädte von 18,8 Millionen
im Jahre 1910 auf 16,6 Millionen im Jahre 1925 emporgeſchnellt
und hat damit mehr als das Achtfache des Ausgangsbeſtandes von
1871 erreicht. Damals wohnten in den acht Großſtädten nur rund
2 Millionen Deutſche (5 v. H. der Reichsbevölkerung), heute da-
gegen hat ſich in 45 Großſtädten (einſchließlich Saarbrücken ſind
es 46) mehr als ein Viertel der geſamten Reichsbevölkerung an
gehäuft.

Verantwortlich
Unterhaltung De

6. Rennen: 1. Joſette, 2. Brulante II, 3. la. Fe
ner Nr. 106, 107, 109, 111, 112, 113, 115, 118, 121. Toto:
222, PI. 34, 17, 16.

Druck und Werlag von Otto Theele.
Leiter der Redafktion: Adel, Lindemann.,

für Jolitik Adel Lindemann:; kür
Eric Eellheim: für Volkswirtſchaft und Sport

und ahaemeinen TeilHenningſen: für Mitteldeutſchland den
rich Reinicce Kür den Anzeigenteil- Vam Kerſten

e u e 72 iſtieleer net t IIDiagerſtrade N. Leitnngt Türed W. Kames.
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